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Dieser Bericht wurde von Integration:Österreich (I:Ö), den Selbstbestimmt-Leben-Initiativen Österreichs (SLIÖ) und der Österreichischen Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (ÖAR) erstellt.





�
ZU DIESEM BERICHT








Behinderte Menschen sind in fast allen Lebensbe�reichen erheblichen Diskriminierungen ausge�setzt. 





Sie werden nicht gleich geachtet, in ihren Ent�faltungsmöglichkeiten behindert, in ihren Ent�scheidun�gen be�vor�mundet und an der gleichberechtigten Teilnahme am Leben in der Gesellschaft gehindert.





Am 9. Juli 1997 wurde im Parlament beschlossen: 


„Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. Die Republik (Bund, Länder und Gemeinden) bekennt sich dazu, die Gleichbehandlung von behinderten und nichtbehinderten Menschen in allen Bereichen des täglichen Lebens zu gewährleisten." 





Das vorliegende Papier ist das erste Arbeitspapier von Integration:Öster�reich (I:Ö), den Selbstbestimmt-Leben-Ini�tia�tiven Österreichs (SLIÖ) und der Österreichischen Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (ÖAR) für die Arbeitsgruppe zu Gleichstellungsfragen im Bundeskanzleramt. Die genannten Organisationen gehen davon aus, daß die Arbeitsgruppe im Bundeskanzleramt 





•	in einem ersten Schritt Gesetze auf Diskriminierungen prüft und dem Parlament Vorschläge zu Gesetzesänderungen macht und 


•	parallel dazu die Arbeit an einem Gleichstellungsgesetz aufnimmt, das in Zukunft Gleichstellung herstellt und Diskriminierungen sanktioniert.








Jene alltäglichen vorurteilhaften und diskriminierenden zwischenmenschlichen Verhaltensweisen, die die Teilnahme behinderter Menschen am gesellschaftlichen Leben zum Teil erheblich beeinträchtigen entziehen sich einer Regelung durch rechtliche Normen. Dennoch besteht die Hoffnung, daß entsprechende gesetzliche Gleichstellungsmaßnahmen längerfristig durch die Notwendigkeit allgemeiner Diskurse zu Gleichstellungsfragen eine Kultur der Gleichberechtigung und Rücksichtnahme entstehen läßt.





In diesem Sinne sind die Verantwortlichen der Politik und der Verwaltung aufgerufen, gemeinsam mit den Betroffenen ein neues Bild des behinderten Menschen zu entwickeln. Österreich muß endlich einen Kurswechsel hin zu Integration statt Aussonderung, zu Selbstbestimmung statt Bevormundung und zu Gleichstellung statt Diskriminierung vornehmen.





Ziel des Vorhabens „Gleich�stellungs�ge�setz“ 


Um es zu wiederholen: Behinderte Menschen sind in vielen Lebensbereichen erheblichen Diskriminierungen ausgesetzt. Sie werden nicht gleich geachtet, in ihren Entfaltungsmöglichkeiten behindert, in ihren Entscheidungen bevormundet, sie werden durch die vielfältigen Formen der all�täglichen strukturellen und personellen Gewalt diskriminiert. Es gibt bisher kein wirksames rechtliches Instrumentarium, mit dem sich behinderte Menschen zur Wehr setzen und ihre Rechte einklagen können. Wir fordern deshalb einen Paradigmawechsel: Behinderte Menschen sollen nicht länger als fremdbestimmte Objekte der „sozialen Fürsorge“ auf Almosen und Gnadenakte an�gewiesen sein, sondern die Möglichkeit bekommen, als selbstbestimmte Subjekte rechtliche Gleichstellung einfordern.





Ziel eines Gleichstellungsgesetzes ist es, 


Benachteiligungen und Diskrimi�nierungen behinderter Menschen zu verhindern, zu be�seitigen und abzubauen. Staat und Gesellschaft haben dabei die Verpflichtung, behinderten Menschen ein menschenwürdiges Leben in der Gesellschaft zu sichern und ihre Teilhabe am Leben der Gemeinschaft zu ermöglichen.





Eine Diskriminierung liegt z. B. vor, 


wenn Menschen wegen ihrer Beeinträchtigung in der Entfaltung ihrer Persönlichkeit, der gleichen Teilhabe am Leben in der Ge�sellschaft und in ihrer selbst�be�stimmten Lebensführung behindert werden. Eine schuldhafte Diskriminierung ist die vorsätzliche oder fahr��lässige Veran�lassung, Fortsetzung oder Auf�recht�er�haltung von Maßnahmen, Struk�turen, Verhaltens�weisen oder Fest�stellungen, die ge�eignet sind, Menschen mit Beein�trächtigungen zu behindern oder zu be�nachteiligen. In der US-Recht�sprechung wurde festgelegt, daß eine Dis�krimi�nierung nicht nur ein Tun ist, sondern auch ein Unterlassen sein kann. Wenn also ein Busunternehmen keinen Hublift einbaut, ist das auch Diskriminierung. Der oberste kanadische Gerichtshof hat eine wichtige Feststellung getroffen: Für den Begriff der Diskriminierung ist nicht die Absicht entscheidend, sondern das Ergebnis.





Diskriminierungen treten in unter�schiedlichen Formen auf:


•	Immer noch müssen behinderte Menschen in Sondereinrichtungen leben, können nicht dieselbe Schule besuchen wie nicht�be�hinderte Menschen, werden auf einen Sonderarbeitsmarkt - die Werk�stätten für behinderte Menschen bzw. „Beschäftigungs�therapie“ - verwiesen, zum Teil ohne Lohn, ohne Arbeit�nehmerIn�nen�status.


•	Bei Einstellung und Beschäftigung werden sie benachteiligt, die Arbeit�geberIn�nen kommen ihrer Be�schäft�igungspflicht unzureichend nach.


•	Behinderte Menschen werden an der In�anspruchnahme von öffentlichen Ein�richtungen wie Geschäften, Kinos, Gast�stätten, Hotels gehindert.


•	Ihnen ist oft der Zugang zu staatlichen Stellen wie Be�hörden, Schulen, Universitäten verwehrt.


•	Sie sind an der Benutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln (Bus, Straßenbahn, Bahn) gehindert.


•	Durch fehlende Sanitär�ein�richtungen wird der Aktionsradius behinderter Menschen eingeschränkt.


•	Rollstuhlgerechte Wohnungen sind Mangelware.


•	Assistenz und Pflege werden nicht in ausreichendem Maße zur Verfügung gestellt, um ein selbstbestimmtes Leben führen zu können.


•	Blinde und gehörlose Menschen werden von der Kommunikation ausgeschlossen.


•	Die Diskriminierung geht hin bis zur Gleichsetzung be�hin�derten Lebens mit „nicht lebenswertem“ Leben, wie die ver�längerte Frist für eine legale Abtreibung bei eugenischer Indikation und die neue, alte Sterbehilfediskussion zeigen. 





In der Anlage zu diesem Papier listen wir als demonstrative und keinesfalls fertige Sammlung einige  Diskriminierungen - quer durch die Rechtsbereiche und Normgeber - auf und zeigen gleichzeitig Lösungsansätze. 








Im Feber 1998


�
MOBILITÄT








Eisenbahnbeförderungsgesetz





§ 3 Beförderungspflicht


„(1) Die Eisenbahn hat Personen, Reisegepäck und als Wagenladung aufgegebene Güter zu befördern, sofern


a) der Bahnbenützer die für die Beförderung notwendigen Vorschriften einhält,


b) die Beförderung mit den Personen und den normalen Beförderungsmitteln, die den regelmäßigen Bedürfnissen des Verkehrs genügen, möglich ist und


c) die Beförderung nicht durch Umstände verhindert wird, welche die Eisenbahn nicht abzuwenden und denen sie auch nicht abzuhelfen vermag.“





Kommentar: Dienstleistungen müssen gleichberechtigt für alle angeboten werden. 





Vorschlag: Die Eisenbahn ist zu verpflichten, daß behinderte Menschen auch dann zu befördern sind, wenn dafür besondere Beförderungsmittel und zusätzliche Mittel notwendig sind. Zu diesem Zweck ist ein Umrüstungsplan vorzulegen. 











Kraftfahrliniengesetz





§ 8 Die Konzession verpflichtet den Konzessionsinhaber:


„1. die Kraftfahrlinie während der ganzen Dauer der Konzession den gesetzlichen Vor�schriften und den Konzessionsbedingungen entsprechend ununterbrochen zu betreiben; ...“





Kommentar: Dieser Paragraph (und die folgenden) legt die Verpflichtungen für den Konzessionsinhaber von Kraftfahrlinien fest. Dienstleistungen müssen gleichberechtigt für alle angeboten werden.





Vorschlag: Konzessionsinhaber sind zu verpflichten, daß die geplante Verkehrsverbindung den Anforderungen für die Teilnahme von behinderten Menschen entspricht.











Beförderungsrichtlinien der Wiener Linien





K Abschnitt 3


„Jeder Kinderwagen oder Rollstuhl muß von mindestens einer erwachsenen Person, die für Hilfestellung zum Ein- und Aussteigen der behinderten Person, für Ein- und Ausladen der Kinderwägen oder Rollstühle sowie für Sicherung insbesondere mittels der vorhandenen Befestigungseinrichtungen im Wageninneren zu sorgen hat, begleitet werden.“





Kommentar: Behinderte Menschen sollen selbst für die Mitnahme einer Begleitperson verantwortlich sein, wenn dies erforderlich ist. 





Vorschlag: In dieser Beförderungsrichtlinie ist die verpflichtende Mitnahme einer Begleitperson für behinderten Menschen mit Rollstuhl zu streichen.











Bescheid MBA 22- BA/7952/93, (exemplarisch angeführt)





Donauturm in Wien


„ ... durch folgende Auflagen ersetzt:


2) In den Schnellaufzügen darf pro Kabine nur ein Rollstuhlfahrer bis zur Ausstiegsstelle „untere Aussichtsterrasse“ befördert werden. Es dürfen maximal 3 Rollstuhlfahrer gleichzeitig im Turm (Turmschacht und Aussichtsterrasse) anwesend sein, wobei jeder Rollstuhlfahrer von einer zum Transport des Rollstuhlfahrers geeigneten Person begleitet werden muß.  ....“





Kommentar: Behinderte Menschen sollen selbst für die Mitnahme einer Begleitperson verantwortlich sein, wenn dies erforderlich ist.





Vorschlag: Hier wäre die Behebung des (exemplarisch angeführten) Bescheides wegen Verfassungswidrigkeit zu veranlassen und die Verpflichtung zur Mitnahme einer Begleitperson für behinderten Menschen als diskriminierender Tatbestand zu erkennen.











Lebensmittelgesetz





§ 20 Hygiene im Lebensmittelverkehr


„Wer Lebensmittel, Verzehrprodukte oder Zusatzstoffe in Verkehr bringt, hat vorzusorgen, daß sie nicht durch äußere Einwirkung hygienisch nachteilig beeinflußt werden, so weit das nach dem jeweiligen Stand der Wissenschaft möglich und nach der Verkehrs�auffassung nicht unzumutbar ist.“ In Verbindung mit der


Lebensmittelhygieneverordnung II über Anforderungen an Einrichtungen, Geräte und Geschirre (GZ 31905/B-1/97)


„Teil 6: Haustiere, Topfpflanzen, Schnittblumen und andere Zierpflanzen dürfen in Küchen und den dazu gehörigen Räumen nicht geduldet werden.“





Kommentar: Das Fehlen einer ausdrücklichen Ausnahmebestimmung für Blindenführ- und Partnerhunde stellt eine Diskriminierung dar.





Vorschlag: In der Lebensmittelhygieneverordnung wird eine Ausnahmebestimmung aufgenommen.











Wiener Marktordnung 





§ 77 Tiere


„(1) Das Halten von Tieren ist auf Märkten verboten.


(2) Das Mitnehmen von Tieren in Markthallen und standfeste Bauten ist verboten.


(3) Hunde sind auf anderen als im Abs 2 genannten Teilen eines Marktgebietes an der Leine zu führen und mit einem sicheren Maulkorb zu versehen.“





Kommentar: Das Fehlen einer ausdrücklichen Ausnahmebestimmung für Blindenführ- und Partnerhunde stellt eine Diskriminierung dar. Das Führgeschirr der Blindenführhunde ersetzt Leine und Maulkorb - daher fehlt hier eine Ausnahmebestimmung.





Vorschlag: Dem § 77 Wiener Marktordnung wird angefügt: „(4) Die Abs 1 - 3 gelten nicht für Blindenführ- und Partnerhunde.“











Wiener Verordnung über die Benützung von Friedhöfen





§ 6 „Die Mitnahme von Tieren in die Friedhöfe der Stadt Wien ist grundsätzlich nicht gestattet; von dieser Regelung sind Pferde, wenn sie für die Durchführung gewerblicher Arbeiten verwendet werden, und Blindenhunde für die Begleitung blinder Personen, ausgenommen, wenn von der Friedhofsverwaltung dazu die Zustimmung erteilt wird.“





Kommentar: Diese Bestimmung ermöglicht eine Diskriminierung.





Vorschlag: Der § 6 Wiener Verordnung über die Benützung von Friedhöfen wird - analog dem § 32 Wiener Veranstaltungsstättengesetz - geändert: „...verwendet werden, und Blindenführ- und Partnerhunde für behinderte Menschen, ausgenommen.“ 





�
SCHULE, BILDUNG








Schulpflichtgesetz





§ 8a Schulpflicht


„(1) Schulpflichtige Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf (§ 8 Abs. 1) sind berechtigt, die allgemeine Schulpflicht entweder in einer für sie geeigneten Sonderschule oder Sonderschulklasse oder in einer den sonderpädagogischen Förderbedarf erfüllenden Volksschule, Hauptschule oder Unterstufe einer allgemeinbildenden höheren Schule (Abs. 2 letzter Satz) zu erfüllen, soweit solche Schulen (Klassen) vorhanden sind und der Schulweg den Kindern zumutbar oder der Schulbesuch auf Grund der mit Zustimmung der Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten des Kindes erfolgten Unterbringung in einem der Schule angegliederten oder sonst geeigneten Schüler�heim möglich ist.“





Kommentar: Anspruch auf integrativen Schulbesuch: Behinderten Kindern kann derzeit der Besuch der Volks-, Haupt- oder allgemeinbildenden höheren Schule mit der Begründung verweigert werden, daß sie an der fraglichen Schule nicht sonderpädagogisch gefördert werden könnten. Diese sonderpädagogische Förderung in der jeweiligen Schule wird zudem durch „Freiwilligkeitsklauseln“ (siehe Landeslehrer-Dienst�rechtsgesetz) zugunsten der LehrerInnen zusätzlich erschwert. 





Demgegenüber kann nichtbehinderten Kindern nicht einfach aus Gründen des Budgets oder Stellenplanes der Schulbesuch verweigert werden und es besteht auch kein Lehrerrecht, den Unterricht bestimmter Kinder - etwa wegen Überforderung - abzulehnen.





Vorschlag: Im § 8a Schulpflichtgesetz entfallen die Worte „den sonderpädagogischen Förderbedarf erfüllenden“.








§ 8b Schulpflicht


„Schulpflichtige Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf, die keine Volksschule, Hauptschule oder Unterstufe einer allgemeinbildenden höheren Schule gemäß § 8a oder nicht die Polytechnische Schule im Rahmen des Schulversuches gemäß § 131a des Schulorganisationsgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 327/1988 besuchen, haben ihre allgemeine Schulpflicht in einer ihrer Eigenart und Schulfähigkeit entsprechenden Sonderschule oder Sonderschulklasse zu erfüllen, soweit solche Schulen (Klassen) vorhanden sind und der Schulweg den Kindern zumutbar oder der Schulbesuch auf Grund der mit Zustimmung der Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten des Kindes erfolgten Unterbringung in einem der Schule angegliederten oder sonst geeigneten Schülerheim möglich ist.“





Kommentar:  siehe Kommentar Schulpflichtgesetz § 8a





Vorschlag: Der § 8b Schulpflichtgesetz ist ersatzlos zu streichen.








�
§ 15 Schulunfähigkeit


„2) Schulunfähigkeit liegt vor, wenn medizinische Gründe einen Schulbesuch ausschließen, nach einem angemessenen Beobachtungszeitraum mit besonderer Förderung kein Entwicklungsfortschritt feststellbar ist oder der Schulbesuch eine unzumutbare Belastung für das Kind darstellen würde.“





Kommentar: Noch immer erklärt das Gesetz die Schulverwaltung gänzlich unverantwortlich für eine kleine Gruppe besonders schwer behinderter Kinder - und riskiert damit den Verfassungsbruch: Art. 2 des 1.  ZP zur MRK legt fest, daß niemandem das Recht auf Bildung verwehrt werden darf. Auch wenn Schulen nicht die richtige Lösung sind, hat doch die Schulverwaltung auch diesen Kindern verantwortlich zu einer ihrer Lebenslage adäquaten Bildung und Betreuung außerhalb der Schule zu verhelfen. 





Vorschlag: Im § 15 Schulpflichtgesetz ist der Begriff der „Schulunfähigkeit“ zu streichen. An seine Stelle tritt ein Anspruch auf Unterricht bzw. Förderung außerhalb der Schule. Ein konkreter Textvorschlag liegt vor.








Schulunterrichtsgesetz





§ 3 Aufnahme als ordentlicher Schüler


„(1) Als ordentlicher Schüler ist nach Maßgabe des § 5  aufzunehmen, wer ...


c) die gesundheitliche und körperliche Eignung für die betreffende Schulart besitzt, zu deren Feststellung im Zweifelsfalle ein Gutachten des Schularztes oder Amtsarztes einzuholen ist. ...


(7b) Für die Aufnahme von behinderten Kindern ist Abs. 1 lit. c  insoweit nicht anzuwenden, als die gesundheitliche und körperliche  Eignung Bestandteil des Verfahrens zur Feststellung des  sonderpädagogischen Förderbedarfes (§ 8 Abs. 1 des  Schulpflichtgesetzes 1985, BGBl. Nr. 76, in der jeweils geltenden  Fassung) waren.“





Kommentar:  Der § 3 Abs. 1 lit. c Schulunterrichtsgesetz sieht vor, daß die Aufnahme in österreichische Schulen von der erforderlichen gesundheitlichen und körperlichen Eignung abhängt. Diese diskriminierende und überflüssige Bestimmung ist gänzlich zu beseitigen. 





Vorschlag: Der § 3 Abs. 1 lit. c (und Abs. 7b) Schulunterrichtsgesetz entfällt, desgleichen ähnliche Rechtsvorschriften, z. B. § 5 Abs. 1 Schulunterrichtsgesetz für Berufstätige oder ähnliche Vorschriften betreffend Akademien und Universitäten. Die Länder werden ersucht, die Kindergartengesetze diesbezüglich zu überprüfen und ggf. zu ändern.








§ 5 Aufnahmsverfahren


„(4) Wenn unter Bedachtnahme auf Abs. 3 nicht alle Aufnahmsbewerber in eine Schule, für die kein Schulsprengel besteht, aufgenommen werden können, sind alle Aufnahmsbewerber nach ihrer Eignung (Lernerfolg in den bisher zurückgelegten Schulstufen) und dem  Ergebnis einer allfälligen Aufnahms- oder Eignungsprüfung zu reihen. Der Schulgemeinschaftsausschuß kann unter Bedachtnahme auf die Aufgabe der betreffenden Schulart (Form, Fachrichtung) nähere Bestimmungen über die Reihung festlegen. Die nach dem Ergebnis der Reihung Geeigneteren sind aufzunehmen.“





Kommentar: Mittelbare Diskriminierung bei AHS-Aufnahme: Wenn sich mehr SchülerInnen um Aufnahme bewerben als aufgenommen werden können, muß derzeit die Reihung nach dem Lernerfolg in der VS bzw. dem Ergebnis der Aufnahms- oder Eignungsprüfung erfolgen. Dies führt tendenziell zu einer Diskriminierung behinderter SchülerInnen. 





Vorschlag: Der § 5 Abs. 4 Schulunterrichtsgesetz ist ersatzlos zu streichen.








Schulorganisationsgesetz





§ 43 Klassenschülerzahl


„(1a) Sofern in Klassen der allgemeinbildenden höheren Schulen ein integrativer Unterricht von Kindern mit und ohne sonderpädagogischem Förderbedarf erfolgt, sind im Durchschnitt (bezogen auf das Bundesland) mindestens fünf Schüler mit sonder�päda�gogischem Förderbedarf zu unterrichten. Bei der Feststellung der Klassenschülerzahl gemäß Abs. 1 zählt jedes Kind mit sonderpädagogischem Förderbedarf doppelt. Die Führung von Integrationsklassen ist kein Grund für die Überschreitung der Klassenschülerhöchstzahl gemäß Abs. 1.“





Kommentar: Das Schulorganisationsgesetz verbietet Klassenschülerzahlüberschreitungen an der AHS – wenn sie durch die Führung von Integrationsklassen verursacht werden. Wegen der Aufnahme nichtbehinderter Schüler sind sie hingegen zulässig.





Vorschlag: Im § 43 Abs. 1a Schulorganisationsgesetz ist der letzte Satz ersatzlos zu streichen. Es kann aber auch jede Überschreitung der Klassenschülerhöchstzahl untersagt werden.








Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz





§ 43 Allgemeines


„(6) An Volksschulklassen, in denen Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf�(§ 8 Schulpflichtgesetz, BGBl. Nr. 76/1985, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 513/1993) unterrichtet werden, dürfen Landeslehrer, welche keine Lehrbefähigung für Sonderschulen oder zusätzliche Ausbildung für den Unterricht in solchen Klassen besitzen, nur mit ihrer Zustimmung auf Grund des § 13 Abs. 1 zweiter Satz des Schulorganisationsgesetzes, BGBl. Nr. 242/1962, in der Fassung der 15. Schulorganisationsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 512/1993, zusätzlich eingesetzt werden. Ist für eine Volksschulklasse, in der Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf unterrichtet werden, kein zusätzlicher Lehrer oder ein Lehrer nur mit einem Teil seiner Lehrverpflichtung vorgesehen, so bedarf auch die Verwendung als Klassenlehrer der Zustimmung des Landeslehrers, wenn dieser keine Lehrbefähigung für Sonderschulen oder zusätzliche Ausbildung für den Unterricht in Volksschulklassen, in denen Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf unterrichtet werden, besitzt.“





Kommentar: siehe Kommentar Schulpflichtgesetz § 8a





Vorschlag: Der § 43 Abs. 6 Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz ist ersatzlos zu streichen.


�
BAUEN








Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz





§ 7 Schulerhaltung


„(2) Jede Schule hat in der baulichen Gestaltung und in ihrer Einrichtung den Grundsätzen der Pädagogik und der Schulhygiene zu entsprechen und jene Lehrmittel aufzuweisen, die im Lehrplan für die betreffende Schulart vorgesehen sind.“





Kommentar: Die Schulen müssen systematisch behindertengerecht gestaltet und ausgestattet werden - nicht erst im „Bedarfsfall". 





Vorschlag: In § 7 Abs. 2 Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz wird nach „zu entsprechen" eingefügt: „... muß behindertengerecht gestaltet und ausgestattet sein ...".











OÖ Landesbedienstetenschutzgesetz  





§ 18 Amtsgebäude


„(4) Amtsgebäude sind erforderlichenfalls behindertengerecht zu gestalten. Dies gilt insbesondere für Ausgänge, Verkehrswege, Türen und Tore sowie sanitäre Vorkehrungen, die von behinderten Bediensteten benützt werden.“ 





Kommentar: Amtsgebäude müssen systematisch behindertengerecht gestaltet und ausgestattet werden - nicht erst „erforderlichenfalls". 





Vorschlag: In § 18 Abs. 4 OÖ Landesbedienstetenschutzgesetz ist das Wort „erforder�lichen�falls“ zu streichen. 











Wiener Tanzschulgesetz





§ 15 Beschaffenheit der Betriebsstätte


„(1) Die Räume, in denen Tanzunterricht erteilt werden soll, müssen den Bestimmungen des II. Abschnittes des Gesetzes betreffend Lage, Beschaffenheit, Einrichtung und Betrieb von Veranstaltungsstätten (Wiener Veranstaltungsstättengesetz), LGBL. für Wien Nr. 4/1978 in der jeweils geltenden Fassung, mit Ausnahme des § 30, entsprechen.


(2) Der § 30 des im Abs. 1 zitierten Gesetzes muß dann uneingeschränkt erfüllt werden, wenn der Bewilligungswerber die Eignung seiner Betriebsstätte für den Unterricht von Rollstuhlfahrern beantragt (§ 14 Abs. 3). Für alle Betriebsstätten ist aber die behindertengerechte Zugängigkeit nach § 30 des im Abs. 1 zitierten Gesetzes vorzusehen.“





Kommentar: Die Ausnahmebestimmung in § 15 Abs. 1 Wiener Tanzschulgesetz stellt eine Diskriminierung dar. Es wird ausdrücklich der § 30 Wiener Veranstaltungsstättengesetz „Besondere Bestimmungen für Rollstuhlfahrer" als Ausnahme definiert. Öffentlich zugängliche Gebäude müssen behindertengerecht gestaltet und ausgestattet werden.





Vorschlag: Der § 15 Wiener Tanzschulgesetz muß in diesem Sinne novelliert werden.


ARBEIT








Richterdienstgesetz





§ 2 Aufnahmeerfordernisse


„(1) Erfordernisse für die Aufnahme in den richterlichen Vorbereitungsdienst sind: ...


3. die uneingeschränkte persönliche, geistige und fachliche Eignung sowie die körperliche Eignung für den Richterberuf; ...“





Kommentar: Diese Bestimmung scheint im Hinblick auf die derzeit übliche Auslegungs�praxis als gleichheitswidrig. So wird derzeit z. B. davon ausgegangen, daß Blindheit eine körperliche Uneignung darstellt um das Richteramt ausüben zu können. Diesbezüglich wird darauf hingewiesen, daß andere Behinderungsarten nicht als körperliche Uneignung im Sinne des Gesetzes gelten - etwa eine physische Behinderung - und auch die Blindheit als solche eine große Anzahl betroffener Menschen nicht daran gehindert hat, in den verschiedensten Bereichen des öffentlichen Dienstes auch in höherwertiger Verwendung tätig zu werden. 





Auch dort muß in eigenverantwortlicher Weise gearbeitet werden, sodaß unter Umständen bei schuldhafter Schadenszufügung auch Amtshaftung zum Tragen kommen könnte und unter Umständen disziplinäre Maßnahmen gesetzt werden könnten. Es ist daher nicht einzusehen, weshalb im Bereich der Verwaltung die körperliche Eignung schon seit Jahrzehnten unbestritten ist, sie aber für den hoheitlichen Bereich der Justiz in Frage gestellt werden soll. Etwaige arbeitstechnische Probleme - z. B. das Durchführen von Augenscheinen, das Lesen von Akten, das Lesen von Unfallskizzen u.dgl. - sind im Einzelfall zu lösen, wobei darauf hinzuweisen ist, daß für die meisten derartigen Probleme bereits einschlägige Lösungsmöglichkeiten bestehen.





Vorschlag: In § 2 Abs. 1 Z. 3 Richterdienstgesetz sind die Worte „körperliche Eignung" ersatzlos zu streichen. Ferner ist folgender § 2a einzufügen: „Bei körper- oder sinnesbehinderten Personen sind die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, die für die selbständige Ausübung des Amtes geboten erscheinen, insbesondere die Zuteilung einer hinreichenden Anzahl an Rechtspraktikanten, die zweckmäßige Adaptierung des Arbeitsplatzes u. dgl." Die Länder werden ersucht, die Landesbeamten- und -vertragsbe�diensteten�gesetze hinsichtlich ähnlicher Bestimmungen zu überprüfen.








Schulorganisationsgesetz





§ 121 Aufnahmsvoraussetzungen


„Voraussetzung für die Aufnahme in eine Pädagogische Akademie ist die erfolgreiche Ablegung der Reifeprüfung einer höheren Schule. Ferner ist die körperliche Eignung für die Ausbildung an der  Pädagogischen Akademie nachzuweisen.“





Kommentar: Nach derzeitiger Rechtslage sind behinderte Personen von der Absolvierung des Lehramtes für Volks- und Sonderschulen ausgeschlossen. Der Ausschluß wird auf zwei Ebenen begründet:





1) Lehrpersonen müssen ohne Einschränkung alle lehrplanmäßig vorgesehenen Fächer, also z.B. auch Leibesübungen oder Schwimmen, unterrichten können, Ausnahmen - wie z. B. Befreiung vom Turnunterricht - sind nicht vorgesehen. Diese gesetzliche Bestimmung wird durch das Bundesministerium für Unterricht und Kunst in einer Stellungnahme vom September 1994 sehr ausgeweitet interpretiert: „... teilt das Bundes�ministerium für Unterricht und Kunst mit, daß diese Bewegungseinschränkung (einer Bewerberin um die Aufnahme an einer Pädagogischen Akademie) nicht nur eine Ausbildung in Leibesübung, sondern jegliche Bewegungsaktivität (Tänze, Spiele u.ä.) verhindert. Gerade Bewegungserziehung ist ein durchgängiges Prinzip der Tätigkeit des Klassenlehrers und kann nicht auf einzelne Turnsaalstunden reduziert werden.“





2) Auch wird der Ausschluß von behinderten Personen damit begründet, daß Lehrpersonen Aufsichtspflicht haben und somit schnell und effizient auf alle Gefahren für SchülerInnen reagieren können müssen und unterstellt wird, daß behinderte Personen das nicht könnten.





Diese Rechtslage ist diskriminierend und in keiner pädagogisch-fachlichen Diskussion inhaltlich zu rechtfertigen: Die jetzige Rechtslage steht im Widerspruch mit der Tatsache, daß Personen, die nach ihrer Lehramtsprüfung behindert wurden (durch Krankheit oder Unfall) in den Schuldienst übernommen werden können.





Vorschlag: Im § 121 Schulorganisationsgesetz ist der Satz „Ferner ist die körperliche Eignung für die Ausbildung an der  Pädagogischen Akademie nachzuweisen.“ ersatzlos zu streichen.











Aufnahms- und Eignungsprüfungen 





§ 14a Feststellung der körperlichen Eignung im Rahmen der Eignungsprüfung


„(1) Zur Feststellung der körperlichen Eignung des Aufnahmsbewerbers ist im Rahmen der Eignungsprüfung an den Bildungsanstalten für Kindergartenpädagogik und den  Bildungsanstalten für Sozialpädagogik eine schulärztliche Untersuchung durchzuführen, in deren Rahmen auch eine Aussage über den Grad etwaiger Sprachfehler und deren Behebbarkeit zu treffen ist. Hilfsbefunde von Fachärzten bzw. von Diplomierten Logopäden können eingeholt werden. Bei unbehebbaren Sprachfehlern ist die körperliche Eignung nicht gegeben.“





Kommentar: siehe Kommentar § 121 Schulorganisationsgesetz





Vorschlag: Der § 14a ist ersatzlos zu streichen.








�
(WAHL)RECHTE, PFLICHTEN








Nationalratswahlordnung





§ 66 Persönliche Ausübung des Wahlrechts


„(1) Das Wahlrecht ist persönlich auszuüben; blinde, schwer sehbehinderte und gebrechliche Wähler dürfen sich von einer Geleitperson, die sie sich selbst auswählen können, führen und sich von dieser bei der Wahlhandlung helfen lassen. Von diesen Fällen abgesehen, darf die Wahlzelle jeweils nur von einer Person betreten werden.





Kommentar: Zunächst stellt die Einschränkung auf die  genannten Personengruppen eine nicht nachvollziehbare Einengung dar, da auch für andere Gruppen behinderter Menschen die Mitnahme einer „Geleitperson" zweckmäßig und erforderlich ist, etwa bei allen sinnesbehinderten Menschen. Darüber hinaus stellt das Fehlen einer Bestimmung, die auch die Verpflichtung der Wahlbehörden zur Auflage von Wahlschablonen für blinde und hochgradig sehbehinderte Menschen vorsieht, eine Diskriminierung dar, da dieser Personengruppe das unter dieser Voraussetzung auch selbständige Abgeben der Stimme, ohne fremde Personenhilfe, ex lege verunmöglicht wird.





Vorschlag: Die Wortfolge, „blinde, schwer sehbehinderte und gebrechliche Personen" ist durch „körper- und sinnesbehinderte Personen" zu ersetzen. Ferner ist vorzusehen, daß Wahllokale behindertengerecht (insbesondere barrierefrei, mit Leiteinrichtungen etc.) zu gestalten und Hilfsmittel (z. B. Wahlschablonen für blinde Wähler) bereitzuhalten sind.





Darüber hinaus sind dem § 66 Nationalratswahlordnung ähnliche Bestimmungen analog zu novellieren. Insbesondere handelt es sich dabei um: § 22 Apothekerkammer-Wahl�ordnung, § 49 Arbeiterkammer-Wahlordnung, § 20 Bundes-Personal�vertretungs-Wahl�ordnung, § 52 Europawahlordnung, § 87 Handelskammergesetz, § 21 Tierärztekammer-Wahl�ordnung, § 64 Wiener Gemeindewahlordnung.








§ 72 Besondere Erleichterungen für die Ausübung des Wahlrechts


 „(4) In Anstalten unter ärztlicher Leitung kann diese in Einzelfällen den in den Abs. 2 und 3 bezeichneten gehfähigen und bettlägerigen Pfleglingen die Ausübung des Wahlrechts aus gewichtigen medizinischen Gründen untersagen.“





Kommentar: Die Bundesverfassung spricht im Artikel 26 von einem gleichen, unmittelbaren, geheimen und persönlichen Wahlrecht. Der § 72 Abs. 4 der Nationalratswahlordnung diskriminiert be�hinderte Menschen bei der Aus�übung ihres Wahlrechts, denn der Artikel 26 B-VG besagt eindeutig: „(5) Die Ausschließung vom Wahlrecht und von der Wählbarkeit kann nur die Folge einer gerichtlichen Verurteilung sein.“ 





Vorschlag: Im § 72 der Nationalratswahlordnung ist der Abs. 4 ersatzlos zu streichen. Darüber hinaus sind dem § 72 Nationalratswahlordnung ähnliche Bestimmungen analog zu novellieren. Insbesondere handelt es sich dabei um: § 58 Europawahlordnung und�§ 70 Wiener Gemeindewahlordnung.














Europawahlordnung





§ 58 Ausübung des Wahlrechts von Pfleglingen in Heil- und Pflegeanstalten


„(4) In Anstalten unter ärztlicher Leitung kann diese in Einzelfällen den in den Abs. 2 und 3 bezeichneten gehfähigen und bettlägerigen Pfleglingen die Ausübung des Wahlrechts aus gewichtigen  medizinischen Gründen untersagen.“





Kommentar: Die Bundesverfassung spricht im Artikel 23a von einem gleichen, unmittelbaren, geheimen und persönlichen Wahlrecht. Der § 58 Abs. 4 der Europawahlordnung diskriminiert be�hinderte Menschen bei der Aus�übung ihres Wahlrechts, denn der Artikel 23a B-VG besagt eindeutig: „(5) Die Ausschließung vom Wahlrecht und von der Wählbarkeit kann nur die Folge einer gerichtlichen Verurteilung sein.“





Vorschlag: Im § 58 der Europawahlordnung ist der Abs. 4 ersatzlos zu streichen.











Handelskammergesetz





§ 87 Abstimmungsverfahren


„(1) Das Wahlrecht ist grundsätzlich persönlich auszuüben, jedoch können sich Blinde und Bresthafte von einer Geleitperson führen und diese für sich abstimmen lassen.“





Kommentar: Das Wort „Bresthafte“ ist eine sprachliche Diskriminierung. Siehe auch Kommentar § 66 Nationalratswahlordnung





Vorschlag: Im § 87 Handelskammergesetz ist das Wort „Bresthafte“ durch eine zeitgemäße Bezeichnung zu ersetzen.











BG ÜBER DIE Notarielle Errichtung von Rechtsgeschäften





§ 1 „Die Giltigkeit der nachbezeichneten Verträge und Rechtshandlungen ist durch die Aufnahme eines Notariatsactes über dieselben bedingt: ...


e) alle Urkunden über Rechtsgeschäfte unter Lebenden, welche von Blinden, oder welche von Tauben, die nicht lesen, oder von Stummen, die nicht schreiben können, errichtet werden, sofern dieselben das Rechtsgeschäft in eigener Person schließen. ...“





Kommentar: Eine derartige Einschränkung der Wahlfreiheit, in der schriftliche Verträge unter Lebenden rechtswirksam geschlossen werden können, erscheint als eindeutige Benachteiligung ausgewählter Behindertengruppen. Dies insbesondere auch deshalb, weil sogar innerhalb ein und derselben Behindertengruppe - siehe „Taube, die nicht lesen" und „Stumme, die nicht schreiben können" - differenziert wird, wobei hier wohl keinerlei sachliche Rechtfertigung erkannt werden kann. Ebenso lassen sich unschwer gangbare Alternativen finden; so ist es wohl dem behinderten Menschen durchaus zuzumuten, ja sogar sein Recht, die Form, in der er/sie sein schriftliches Rechtsgeschäft schließen möchte, selbst zu wählen. Das heißt aber mit anderen Worten, daß der Grad der Schutzbedürftigkeit von sinnesbehinderten Menschen wohl selbst bestimmt werden kann. Um dem Schutzbedürfnis des Gesetzgebers genüge zu tun, wäre wohl eine Kompromißlösung denkbar, die wenigstens alternative Vertragsformen zuläßt.





Vorschlag: Etwa wäre vorstellbar, daß neben der Form des Notariatsaktes auch noch die Schließung von Verträgen im Beisein einer bestimmten Anzahl von Zeugen bzw. von Vertrauenspersonen des betroffenen Menschen zulässig wäre. Es ist aber auch zu berücksichtigen, daß eine fortschreitende Technisierung zur Verselbständigung behinderter Menschen geführt hat. Insbesondere im Falle blinder und sehbehinderter Menschen ist hervorzustreichen, daß die Verwendung von adaptierter Computertechnologie dazu führt, daß Schriftstücke nicht nur selbständig angefertigt, sondern auch übergebene Schriftstücke selbständig gelesen werden können.











Geschworenen- und Schöffengesetz





§ 2 „Vom Amt eines Geschworenen oder Schöffen sind Personen ausgeschlossen,


1. die infolge ihres körperlichen oder geistigen Zustandes die Pflichten des Amtes nicht erfüllen können, ...“





Kommentar: Die zitierte Bestimmung scheint gleichheitswidrig, weil die derzeit herrschende Meinung eine Interpretation wählt, die etwa blinde und gehörlose Menschen von vornherein von diesen Ämtern ausschließt, obwohl hier wohl in der Mehrzahl der Fälle die Möglichkeit bestünde, sehrwohl den Aufgaben eines Schöffen oder Geschworenen trotz der vorhandenen Behinderung nachzukommen. Auch in diesem Zusammenhang ist auf die Beiziehung von durchaus üblichen Hilfen - etwa die Beiziehung eines Gebärdendolmetsch und dgl. - zu verweisen, die etwaige behinderungsbedingte Einschränkungen ausgleichen könnten.





Vorschlag: Im § 2 Z. 1 Geschworenen- und Schöffengesetz sind die Worte „körperlich oder" ersatzlos zu streichen. Ferner ist folgender § 2a einzufügen: „Im Falle der Berufung von körper- oder sinnesbehinderten Personen zu Geschworenen oder Schöffen sind die erforderlichen Maßnahmen zu setzen, die zur Ausübung des Amtes nötig sind, insbesondere die Beistellung eines Gebärdendolmetsch, die Beistellung von gedruckten Unterlagen in Braille u. dgl.".











Personenstandsgesetz





§ 47 Personenstandsgesetz 


„(2) Der Standesbeamte hat die Verlobten in Gegenwart von zwei Zeugen einzeln und nacheinander zu fragen, ob sie die Ehe miteinander eingehen wollen, und nach Bejahung der Frage auszusprechen, daß sie rechtmäßig verbundene Eheleute sind.“ in Verbindung mit  


§ 47 Personenstandsverordnung


„(2) Die Zeugen müssen mindestens 18 Jahre alt sein, die Sprache, in der die Trauung stattfindet, verstehen und dürfen nicht nach ihrer Körper- oder Geistesbeschaffenheit unvermögend sein, ein Zeugnis abzulegen.“





Kommentar: Die derzeitige Interpretation führt zu einer eklatanten Diskriminierung. So ist wohl kaum einzusehen, weshalb blinde Menschen als körperlich ungeeignet gelten sollen, um als Trauzeugen fungieren zu können; insbesondere ist dabei zu beachten, daß das heiratswillige Paar sich seine Trauzeugen selbst wählen kann, also auch bestimmen kann, ob der von ihnen gewählte Trauzeuge tatsächlich für sie ausreichend in der Lage ist, den Vorgang vor dem Standesbeamten zu bezeugen. Unzweifelhaft wird es in der Regel so sein, daß die Trauzeugen in einem gewissen Naheverhältnis zum heiratswilligen Paar stehen, sodaß etwaige Verwechslungen und dergleichen lediglich ein Spiegelbild einer realitätsfremden Sicht der Dinge sein können. Es ist aber nicht nur im Hinblick darauf, daß blinde Menschen so von einem sonst allgemeinen Recht ausgeschlossen werden eine Diskriminierung für eine bestimmte Behindertengruppe, sondern auch aus Sicht heiratswilliger Menschen eine Einschränkung ihrer gesetzlich garantierten Wahlfreiheit auf Auswahl eines von ihnen gewollten Trauzeugen.





Vorschlag: In § 47 Abs. 2 Personenstandsverordnung sind die Worte „Körper- oder" ersatzlos zu streichen.











�
WEITERES








Strafgesetzbuch





§ 90 Einwilligung des Verletzten


„(2) Die von einem Arzt an einer Person mit deren Einwilligung vorgenommene Sterilisation ist nicht rechtswidrig, wenn entweder die Person bereits das fünfundzwanzigste Lebensjahr vollendet hat oder der Eingriff aus anderen Gründen nicht gegen die guten Sitten verstößt.“





Kommentar: Nach der Judikatur zählen zu diesen Gründen medizinische Heilbehandlung, eugenische Indikationen (sprich Verhütung der Weitergabe einer ernstzunehmenden Krankheit) und die Verhütung erheblicher Gesundheitsschäden durch die Geburt weiterer Kinder. Das Gesetz enthält keine ausreichenden Regelungen für die Zulassung einer Sterilisation, weiters fehlt es an Verfahrensvorschriften, die eine sorgfältige Prüfung sicherstellen, wie etwa die Pflicht zur Einholung eines Gutachtens und zur Anhörung der betroffenen Person. Die Auslegung des Gesetzes wird „großzügig“ gehandhabt, so liegt beispielsweise bei einer Person, die selbst pflegebedürftig ist und außerstande scheint, Kinder aufzuziehen, kein Verstoß gegen die guten Sitten vor, und eine ersatzweise Zustimmung zu einer Sterilisation ist damit zulässig. Bei behinderten Kindern bis zum vollendeten 19. Lebensjahr ist eine Sterilisation mit der Zustimmung der Eltern auch ohne gerichtliche Genehmigung möglich, bei Personen über 19 wird der Eingriff über einen Umweg legal: man läßt die Betroffenen von einem medizinischen Sachverständigen (bestellt vom Pflegschaftsgericht) für nicht einwilligungsfähig erklären.





Vorschlag: Unter dem 19. Lebensjahr ist keinerlei Sterilisation zulässig. Ab dem 19. Lebensjahr darf nur auf Antrag der betroffenen Person sterilisiert werden, wobei sichergestellt werden muß, daß die Person im vollen Umfang die Folgen einer Sterilisation verstanden hat.








§ 97 Straflosigkeit des Schwangerschaftsabbruchs


„(1) Die Tat ist nach § 96 nicht strafbar,


1. wenn der Schwangerschaftsabbruch innerhalb der ersten drei Monate nach Beginn der Schwangerschaft nach vorhergehender ärztlicher Beratung von einem Arzt vorgenommen wird; oder


2. wenn der Schwangerschaftsabbruch zur Abwendung einer nicht anders abwendbaren ernsten Gefahr für das Leben oder eines schweren Schadens für die körperliche oder seelische Gesundheit der Schwangeren erforderlich ist oder eine ernste Gefahr besteht, daß das Kind geistig oder körperlich schwer geschädigt sein werde, oder die Schwangere zur Zeit der Schwängerung unmündig gewesen ist und in allen diesen Fällen der Abbruch von einem Arzt vorgenommen wird; oder ...“





Kommentar: Bei nichtbehinderten (= nichtgeschädigten) Kindern ist der Schwangerschaftsabbruch innerhalb der ersten drei Monate nach Beginn der Schwangerschaft straffrei. Ausgenommen von dieser Dreimonatsfrist sind Kinder, bei denen eine ernste Gefahr besteht, daß das Kind geistig oder körperlich schwer geschädigt sein wird. Im Fall einer diagnostizierten Behinderung des Fötus ein Schwangerschaftsabbruch allein aus diesem Grunde auch NACH der Zwölfwochenfrist der Fristenlösung straffrei vorgenommen werden kann. Er kann praktisch bis unmittelbar vor der Entbindung abgetrieben werden. 





Vorschlag: Im § 97 Strafgesetzbuch im Abs. 1 entfallen die Worte „oder eine ernste Gefahr besteht, daß das Kind geistig oder körperlich schwer geschädigt sein werde“. Eine Neuformulierung ist anzustreben.











Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch





§ 591 Unfähige Zeugen der letzten Anordnungen


„Personen unter achtzehn Jahren, Sinnlose, Blinde, Taube oder Stumme, dann diejenigen, welche die Sprache des Erblassers nicht verstehen, können bei letzten Anordnungen nicht Zeugen sein.“





Kommentar: Das Wort „Sinnlose“ ist eine sprachliche Diskriminierung. Ferner ist auch nicht schlüssig begründbar, weshalb hier ausnahmslos für bestimmte Behindertengruppen eine Zeugenunfähigkeit normiert wird, wenngleich doch wohl etwa im Falle von blinden Menschen die Zeugenschaft insbesondere bei der Errichtung eines mündlichen Testaments unschwer möglich wäre; ja auch hinsichtlich schriftlicher letztwilliger Verfügungen sind derzeit bereits taugliche Instrumentarien geschaffen, um ein Schriftstück seinem Inhalt nach für blinde Menschen nachvollziehbar, lesbar, zu machen. 





Vorschlag: Im § 591 Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch sind die Worte „Blinde, Taube oder Stumme“ zu streichen und für „Sinnlose“ eine zeitgemäße Regelung zu finden. 








§ 616


„Insbesondere verliert die einem Sinnlosen gemachte fideicommissarische Substitution (§§: 608 - 609) ihre Kraft, wenn bewiesen wird, daß er zur Zeit seiner letzten Anordnung bey voller Besonnenheit war; oder, wenn ihm das Gericht wegen erlangten Verstandgebrauches die freye Verwaltung des Vermögens eingeräumt hat; und die Substitution lebt nicht wieder auf, ob er gleich wegen Rückfalls wieder unter einen Curator gesetzt worden ist, und in der Zwischenzeit keine letzte Anordnung errichtet hat.“





Kommentar: Das Wort „Sinnlose“ ist eine sprachliche Diskriminierung.





Vorschlag: Im § 616 Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch ist für „Sinnlose“ eine zeitgemäße Regelung zu finden.








§ 1308


„Wenn Wahn- oder Blödsinnige oder Unmündige jemanden beschädigen, der durch irgendein Verschulden hierzu selbst Veranlassung gegeben hat, so kann er keinen Ersatz ansprechen.“





Kommentar: Die Worte „Wahn- und Blödsinnige“ sind eine sprachliche Diskriminierung.





Vorschlag: Im § 1308 Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch sind diese Worte durch eine zeitgemäße Bezeichnung zu ersetzen.











§ 1494 Hemmung der Verjährung


„Gegen solche Personen, welche aus Mangel ihrer Geisteskräfte ihre Rechte selbst zu verwalten unfähig sind, wie gegen Pupillen, Wahn- oder Blödsinnige, kann die Ersitzungs- oder Verjährungszeit, dafern diesen Personen keine gesetzlichen Vertreter bestellt sind, nicht anfangen. Die einmahl angefangene Ersitzungs- oder Verjährungszeit läuft zwar fort; sie kann aber nie früher als binnen zwey Jahren nach den gehobenen Hindernissen vollendet werden.“





Kommentar: Die Wort „Wahn- und Blödsinnige“ sind eine sprachliche Diskriminierung.





Vorschlag: Im § 1494 Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch sind diese Wörter durch eine zeitgemäße Bezeichnung zu ersetzen.











Urheberrechtsgesetz





§ 42 Vervielfältigung zum eigenen Gebrauch


„(5) Die folgenden Vervielfältigungen sind jedoch stets nur mit Einwilligung des Berechtigten zulässig:


1. die Vervielfältigung ganzer Bücher oder Zeitschriften, soweit sie nicht durch Abschreiben vorgenommen wird, ein nicht erschienenes oder vergriffenes Werk betrifft oder unter den Voraussetzungen des Abs. 4 Z 1; dies gilt auch dann, wenn als Vervielfältigungsvorlage nicht das Buch oder die Zeitschrift selbst, sondern eine gleichviel in welchem Verfahren hergestellte Vervielfältigung des Buches oder der Zeitschrift verwendet wird ...;“





Kommentar: Diese Bestimmung bringt eine deutliche Benachteiligung behinderter Menschen, deren derzeit beste Zugangsmöglichkeit zu gedruckten Informationen über den PC erfolgt; insbesondere für hochgradig sehbehinderte oder blinde Menschen ist das „Einscannen von ganzen Büchern“ ein Weg, um die Chancengleichheit etwas zu verbessern. Das manuelle Übertragen nach Diktat ist einerseits ein zeitlicher wie finanzieller Mehraufwand (Bezahlung einer Vorlesekraft), andererseits aber auch kaum durchführbar und ein unglaublicher Rückschritt hinsichtlich eines selbstbestimmten und bedürfnisorientierten Lebens. Wenngleich dadurch der unkontrollierten Vervielfältigung Einhalt geboten werden sollte, ist dennoch für behinderte Menschen eine Ausnahmeregelung vorzusehen, um ihnen die Erschwerung der Einholung einer Einwilligung des "Berechtigten", der oft nur schwer ausforschbar ist und auf dessen Willkür man angewiesen wäre, zu ersparen und sie so vor einer zivilrechtlichen Haftung zu bewahren.





Vorschlag: Im § 42 Urheberrechtsgesetz muß eine Ausnahmeregelung für behinderte Menschen eingefügt werden.











Allgemeine UnFallversicherungsbedingungen





Abschnitt C, Artikel 16: Unversicherbare Personen


„1. Unversicherbar und jedenfalls nicht versichert sind Personen, die dauernd vollständig arbeitsunfähig oder von schwerem Nervenleiden befallen sind, sowie Geisteskranke. Vollständige Arbeitsunfähigkeit liegt vor, wenn dem Versicherten infolge Krankheit oder Gebrechen nach medizinischen Gesichtspunkten die Ausübung einer Erwerbstätigkeit nicht zugemutet werden und auch tatsächlich keine Erwerbstätigkeit vorliegt.


2. Hinsichtlich einer unversicherten Person kommt ein Versicherungsvertrag nicht zustande. Wenn der Versicherte während der Laufzeit des Versicherungsvertrages unversicherbar geworden ist, erlischt der Versicherungsschutz. Gleichzeitig endet der Vertrag für diesen Versicherten.“





Kommentar: Die vom Verband der Versicherungsunternehmen Österreichs herausgegebenen „Allgemeinen Unfallversicherungsbedingungen“ wurden vom Finanzministerium - als Versicherungsaufsichtsbehörde - genehmigt. Die pauschale Ablehnung, behinderte Menschen zu versichern, hat diskriminierenden Charakter. 





Vorschlag: Neufassung des Artikel 16 im Abschnitt C der Allgemeinen Unfallversicherungsbedingungen. Die AVB für andere Risikoversicherungen (insb. Kranken- und Lebensversicherungen) sind in gleicher Weise zu ändern.





�
DER WEG ZUR VERFASSUNGSÄNDERUNG








�PRIVATE��1.-3.10.1993��
Die Selbstbestimmt-Leben-Initiative Österreich beschließt beim Halbjahres�treffen in Abtsdorf/OÖ eine Unterschriftenaktion zu starten.


�
�
20.4.1995��
Parlamentspräsidenten Fischer werden 48.789 Unterschriften als Petition überreicht.


�
�
13.10.1995��
Das Parlament beschließt Neuwahlen und das geplante Hearing (14. November 1995) kann nicht mehr stattfinden. Die Petition verfällt !!


�
�
28.2.1996��
Grüner Antrag zur Aufnahme einer Nicht-Diskriminierungsklausel für behinderte Menschen in die Verfassung.


�
�
29.2.1996��
Auf Initiative der Grünen wird die Petition von allen Parteien wieder eingebracht (6. März 1996).


�
�
17.10.1996�
Das Hearing erreicht - trotz anfänglicher Widerstände - eine Zuweisung (28. Oktober 1996) der Petition an den Verfassungsausschuß.


�
�
1.+2.11.1996�
Tagung gleich.beRECHTigt von Integration:Österreich in Wien


�
�
15.11.1996�
Termin mit SPÖ-Klubobmann Kostelka


�
�
29.11.1996��
SPÖ-Antrag zur Aufnahme einer Nicht-Diskriminierungsklausel für behinderte Menschen in die Verfassung.


�
�
16.1.1997�
Termin mit ÖVP-Klubobmann Khol


�
�
29.1.1997��
ÖVP-Antrag zur Aufnahme einer Nicht-Diskriminierungsklausel für behinderte Menschen in die Verfassung.


�
�
20.2.1997��
Der Verfassungsausschuß tagt und verschickt die Anträge zur Stellungnahme (25. Feber 1996).


�
�
26.6.1997��
Der Verfassungsausschuß beschließt mit den Stimmen aller Parteien den Abänderungsantrag zum Antrag 494/A. In Art. 7 Abs. 1 des Bundes-Ver�fassungs��gesetzes werden folgende Sätze angefügt: „Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. Die Republik (Bund, Länder und Gemeinden) bekennt sich dazu, die Gleichbehandlung von behinderten und nichtbehinderten Menschen in allen Bereichen des täglichen Lebens zu gewährleisten."


�
�
9.7.1997�
Das Plenum des Parlaments beschließt die Verfassungsänderung.


�
�
14.8.1997�
Die Verfassungsänderung (BGBI. I Nr.87/1997) tritt in Kraft.


�
�
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